


1.  Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der ALBIS Lea-
sing AG, des gebilligten Konzernabschlusses, des Lagebe-
richts der ALBIS Leasing AG und des Konzerns für das 
Geschäftsjahr 2009 sowie des erläuternden Berichts des Vor-
stands zu den Angaben nach §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB 
und des Berichts des Aufsichtsrats 

  Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahres-
abschluss und Konzernabschluss bereits gebilligt; der Jahres-
abschluss ist damit festgestellt. Entsprechend den gesetzlichen 
Bestimmungen erfolgt daher zu diesem Punkt der Tagesord-
nung keine Beschlussfassung.

2.  Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das 
Geschäftsjahr 2009

  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Vorstand für das 
Geschäftsjahr 2009 Entlastung zu erteilen.

3.  Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für 
das Geschäftsjahr 2009

  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2009 Entlastung zu erteilen.

4. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2010

 Der Aufsichtsrat schlägt vor zu beschließen: 

 a)  Die BDO Deutsche Warentreuhand Aktiengesellschaft, 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hamburg, wird zum Ab -
schlussprüfer für die Gesellschaft und den Konzern für das 
Geschäftsjahr 2010 bestellt.

 b)  Für den Fall, dass sich der Vorstand für eine prüferische 
Durchsicht von Halbjahresabschluss und -lagebericht ent -
scheidet, wird die BDO Deutsche Warentreuhand Aktien-
gesellschaft, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hamburg, 



zudem zum Prüfer für eine prüferische Durchsicht des 
verkürzten Abschlusses und des Zwischenlageberichts 
gemäß §§ 37w Abs. 5, 37y Nr. 2 WpHG bis zur nächsten 
ordentlichen Hauptversammlung bestellt.

5.  Beschlussfassung über Satzungsanpassungen an das Gesetz 
zur Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie (ARUG)

  Das Gesetz zur Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie 
vom 30. Juli 2009 („ARUG“) hat unter anderem Fristen für 
die Einberufung und Teilnahmevoraussetzungen an der 
Hauptversammlung sowie Formerfordernisse für Voll-
machten geändert. Außerdem kann die Satzung seit dem 
ARUG vorsehen, dass die Übermittlung von Mitteilungen 
an Aktionäre durch Kreditinstitute nach §§ 125, 128 Abs. 1 
AktG ausschließlich auf den kostengünstigeren Weg der 
elektronischen Übermittlung beschränkt wird. 

  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, in Anpassung an 
das ARUG folgende Satzungsänderungsbeschlüsse zu fassen:

 a)  Teilnahme an der Hauptversammlung

    Das ARUG regelt das gesetzliche Fristenregime zur Ein-
berufung neu. Um sicherzustellen, dass die Regelungen 
der Satzung den gesetzlichen Anforderungen zukünftig 
genügen, sind folgende Änderungen erforderlich:

  aa) § 11 Abs. 2 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

  „(2)   Die Einberufung der Hauptversammlung ist min -
des tens 30 Tage vor dem Tag, bis zu dessen Ablauf 
die Anmeldung der Aktionäre nach § 11 Abs. 4  
Satz 1 der Satzung zugegangen sein muss, im elektro-
nischen Bundesanzeiger bekanntzumachen. Der Tag 
der Einberufung ist nicht mitzurechnen."



  bb) § 11 Abs. 4 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

   „(4)   Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 
Ausübung des Stimmrechts sind nur diejenigen 
Aktionäre berechtigt, deren Anmeldung unter Vorla-
ge des Nachweises der Berechtigung der Gesellschaft 
oder einer in der Einberufung genannten Stelle unter 
der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse 
mindestens 6 Tage vor der Versammlung zugeht. 
Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Der 
Berechtigungsnachweis muss sich auf den Beginn des 
einundzwanzigsten Tages vor der Hauptversamm-
lung beziehen. Ein in Textform erstellter Berechti-
gungsnachweis durch das depotführende Kreditin-
stitut oder Finanzdienstleistungsinstitut ist ausrei-
chend. Der Nach  weis hat in deutscher oder engli-
scher Sprache zu erfolgen.“

  cc) § 11 der Satzung wird in Abs. 5 wie folgt neu gefasst:

   „(5)   Bei Fristen und Terminen, die von der Hauptver-
sammlung zurück berechnet werden, ist der Tag 
der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verle-
gung von einem Sonntag, einem Sonnabend oder 
einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden 
oder nachfolgenden Werktag kommt nicht in 
Betracht. Die §§ 187 bis 193 des BGB sind nicht 
entsprechend anzuwenden.“

 b)  Übermittlung der Mitteilungen

   § 15 der Satzung wird um folgenden Abs. 3 ergänzt:

   „(3)  Die Übermittlung der Mitteilungen nach §§ 125, 
128 AktG wird auf den Weg der elektronischen 
Kommunikation beschränkt. Der Vorstand ist – 



ohne dass hierauf ein Anspruch besteht – berechtigt, 
Mitteilungen auch in Papierform zu versenden.“

6.  Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und 
zur Verwendung eigener Aktien

  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Be  schluss 
zu fassen:

 a)  Die Gesellschaft wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats eigene Aktien bis zu insgesamt 10  % des zum 
Zeitpunkt dieser Beschlussfassung bestehenden Grund-
kapitals zu erwerben. Auf die nach dieser Ermächtigung 
erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen 
Aktien, welche sich im Besitz der Gesellschaft befinden 
oder ihr gemäß den §§ 71d und 71e AktG zuzurechnen 
sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als  10  % des jewei ligen 
Grundkapitals entfallen. 

   Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal 
oder mehrmals ausgenutzt werden. Die Ermächtigung gilt 
bis zum 30. Juni 2015.

 b)  Der Erwerb der Aktien erfolgt nach Wahl des Vorstands 
aa) als Kauf über die Börse oder bb) mittels eines öffent-
ichen Kaufangebots.

  aa)  Erfolgt der Erwerb der Aktien als Kauf über die Börse, 
darf der gezahlte Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbs-
nebenkosten) den am Handelstag durch die Eröffnungs-
 auktion ermittelten Kurs einer Aktie im elektronischen 
Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolge-
system) der Deutsche Börse AG in Frankfurt am Main 
um nicht mehr als 10  % überschreiten und um nicht 
mehr als 10  % unterschreiten.



  bb)  Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot, 
so legt der Vorstand einen Kaufpreis oder eine Kauf-
preisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten)   fest. 
Im Falle der Festlegung einer Kaufpreisspanne wird 
der endgültige Preis aus den vorliegenden Annahmeer-
klärungen ermittelt. Das Angebot kann eine Annah-
mefrist, Bedingungen sowie die Möglichkeit vorsehen, 
die Kaufpreisspanne während der Annahmefrist anzu-
passen, wenn sich nach der Veröffentlichung eines for-
mellen Angebots während der Annahmefrist erhebliche 
Kursbewegungen ergeben. Der Kaufpreis bzw. die 
Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) 
darf den durchschnitt lichen Schlusskurs einer Aktie im 
elektronischen Xetra-Handel (oder einem vergleich-
baren Nach folgesystem) der Deutsche Börse AG in 
Frankfurt am Main an den letzten fünf Handelstagen 
vor dem Stichtag um nicht mehr als 20 % überschrei-
ten und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. Stich-
tag ist dabei der Tag der endgültigen Entscheidung des 
Vorstands über das formelle Angebot. Im Fall einer 
Angebotsanpassung tritt an seine Stelle der Tag der 
endgültigen Entscheidung des Vorstands über die An -
passung. Sofern die Anzahl der angedienten Aktien die 
von der Gesellschaft insgesamt zum Erwerb vor ge sehe-
 ne Aktienanzahl übersteigt, kann das An  dienungsrecht 
der Aktionäre insoweit ausgeschlossen werden, als der 
Erwerb nach dem Verhältnis der angedienten Aktien 
erfolgt. Ebenso kann eine bevorrechtigte Berücksichti-
gung geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedien-
ter Aktien je Aktionär vorgesehen werden.

 c)  Der Vorstand bzw. im Fall der nachfolgenden lit. ee) der 
Aufsichtsrat wird ermächtigt, die aufgrund dieser oder 
einer früher erteilten Ermächtigung erworbenen eigenen 
Aktien neben einer Veräußerung über die Börse oder über 
ein Angebot an alle Aktionäre auch wie folgt zu verwenden:



  aa)  Die eigenen Aktien können mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats eingezogen werden, ohne dass die Einzie-
hung oder ihre Durchführung eines weiteren Haupt-
versammlungsbeschlusses bedarf. Die Einziehung 
führt zur Kapitalherabsetzung. Die Einziehung kann 
auch im vereinfachten Verfahren ohne Kapitalherab-
setzung durch Anpassung des anteiligen Betrags des 
Grundkapitals der übrigen Aktien gemäß § 8 Abs. 3 
AktG erfolgen. Der Vorstand ist für diesen Fall 
ermächtigt, die Angabe der Zahl der Aktien in der  
Satzung entsprechend zu ändern. 

  bb)  Die eigenen Aktien können mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats Dritten gegen Sachleistungen, insbesondere 
im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen 
oder beim Erwerb von Unternehmen oder Beteiligun-
gen daran, angeboten und auf diese übertragen wer-
den, sofern der Erwerb des Unternehmens oder der 
Beteiligung im wohlverstandenen Interesse der Gesell-
schaft liegt und sofern der für die eigenen Aktien zu 
erbringende Gegenwert nicht unangemessen niedrig ist.

  cc)  Die eigenen Aktien können mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats gegen Bareinlagen ausgegeben werden, um 
die Aktien der Gesellschaft an einer ausländischen 
Börse einzuführen, an denen die Aktien bisher nicht 
zum Handel zugelassen sind.

  dd)  Die eigenen Aktien können mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats gegen Barzahlung an Dritte veräußert wer-
den, wenn der Preis, zu dem die Aktien veräußert 
 werden, den am Tag der Veräußerung durch die Eröff-
nungsauktion ermittelten Kurs einer Aktie im elektro-
nischen Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren 
Nachfolgesystem) der Deutsche Börse AG in Frankfurt 



am Main nicht wesentlich unterschreitet (ohne 
Erwerbsnebenkosten). Insgesamt dürfen die aufgrund 
der Ermächtigungen unter dieser lit. dd) verwendeten 
Aktien, die in entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG (unter Bezugsrechtsausschluss 
gegen Bareinlagen nahe am Börsenpreis) ausgegeben 
wurden, 10  % des Grundkapitals zum Zeitpunkt die-
ser Beschlussfassung und ihrer Verwendung nicht 
übersteigen. Auf diese Begrenzung sind Aktien anzu-
rechnen, die in direkter oder entsprechender Anwen-
dung dieser Vorschrift während der letzten 12 Monate 
vor Ausnutzung dieser Ermächtigung bis zu diesem 
Zeitpunkt ausgegeben oder veräußert wurden.

  ee)  Die eigenen Aktien können von dem Aufsichtsrat dazu 
verwendet werden, einzelnen Mitgliedern des Vor-
stands anstelle der von der Gesellschaft geschuldeten 
Bar-Vergütung eigene Aktien anzubieten. Vorausset-
zung hierfür ist allerdings, dass der Preis, welcher bei 
der Ermittlung der Zahl der an Erfüllungs statt zu 
übertragenden eigenen Aktien zugrunde gelegt wird, 
den am Tag der Angebotsunterbreitung durch die 
Eröffnungsauktion ermittelten Kurs einer Aktie im 
elektronischen Xetra-Handel (oder einem vergleich-
baren Nachfolgesystem) der Deutsche Börse AG in 
Frankfurt am Main nicht wesentlich unterschreitet 
(ohne Erwerbsnebenkosten).

 d)  Die Ermächtigungen unter lit. c) können einmal oder 
mehrmals, einzeln oder gemeinsam, ganz oder in Teilen 
ausgenutzt werden. 

 e)  Das Bezugsrecht der Aktionäre auf erworbene eigene  
Aktien wird insoweit ausgeschlossen, als diese Aktien ge -
mäß den vorstehenden Ermächtigungen unter lit. c) sublit. 
bb) bis ee) verwendet werden.



   Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 i.  V.  m. 
§ 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Punkt 6 der Tagesordnung

   Der Erwerb eigener Aktien kann auf Grundlage der unter 
Punkt 6 der Tagesordnung der diesjährigen Hauptver-
sammlung vorgeschlagenen Ermächtigung entweder über 
die Börse oder mittels eines öffentlichen Kaufangebots 
erfolgen. Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot die 
Anzahl der angedienten Aktien die zum Erwerb vorgese-
hene Aktienanzahl übersteigt, kann der Erwerb unter Aus-
schluss des Andienungsrechts der Aktionäre nach dem Ver-
hältnis der angedienten Aktien erfolgen, um das Erwerbs-
verfahren zu vereinfachen. Dieser Vereinfachung dient 
auch die bevorrechtigte Berücksichtigung geringer Stück-
zahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär.

   Die Ermächtigung sieht vor, dass die erworbenen eigenen 
Aktien über die Börse oder im Wege eines an alle Aktio-
näre gerichteten Angebots wieder veräußert werden 
 können. Darüber hinaus soll der Vorstand mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats bzw. – bei Angeboten von eigenen 
Aktien an Vorstandsmitglieder – der Aufsichtsrat allerdings 
auch ermächtigt werden, 

-
beschluss einzuziehen. 

-
nehmenszusammenschlüssen oder als Gegenleistung beim 
Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen daran 
anzubieten und zu übertragen. Die aus diesem Grund 
vorgeschlagene Ermächtigung soll die Gesellschaft im 
Wettbewerb um interessante Akquisitions objekte stärken 
und ihr ermöglichen, schnell, flexibel und liquiditäts-
schonend auf sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb 
von Unternehmen oder Beteiligungen daran zu reagieren. 



Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre Rechnung. Die Entscheidung, ob 
im Einzelfall eigene Aktien oder Aktien aus einem 
genehmigten Kapital genutzt werden, trifft der Vorstand, 
wobei er sich allein vom Interesse der Aktionäre und der 
Gesellschaft leiten lässt. Bei der Festlegung der Bewer-
tungsrelationen wird der Vorstand sicher stellen, dass die 
Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. 
Dabei wird der Vorstand den Börsenkurs der Aktie 
berücksichtigen; eine schematische Anknüpfung an einen 
Börsenkurs ist indes nicht vorgesehen, insbesondere damit 
einmal erzielte Verhandlungsergebnisse durch Schwan-
kungen des Börsenkurses nicht wieder in Frage gestellt 
werden können. Konkrete Pläne für das Ausnutzen die-
ser Ermächtigung bestehen derzeit nicht.

eigene Aktien auszugeben, um die Aktien der Gesellschaft 
an einer ausländischen Börse einzuführen, an denen die 
Aktien bisher nicht notiert sind. Auf diesem Wege soll 
die Gesellschaft die Flexibilität erhalten, soweit dies aus 
Gründen der besseren langfristigen Eigenkapitalfinan-
zierung notwendig erscheint, Zweit notierungen an aus-
ländischen Börsen aufzunehmen. Konkrete Pläne für das 
Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht.

Bezugsrechts an Dritte zu veräußern, z.   B. an institutio-
nelle Investoren oder zur Erschließung neuer Investoren-
kreise. Voraussetzung einer solchen Veräußerung ist, 
dass der erzielte Preis (ohne Erwerbsnebenkosten) den 
am Handelstag durch die Eröffnungsauktion ermittelten 
Kurs einer Aktie im elektronischen Xetra-Handel (oder 
einem vergleichbaren Nachfolgesystem) der Deutsche 
Börse AG in Frankfurt am Main nicht wesentlich unter-
schreitet. Durch die Orientierung des Veräußerungs-
preises am Börsenkurs wird dem Gedanken des Verwäs-



serungsschutzes Rechnung getragen und das Vermögens- 
und Stimmrechtsinteresse der Aktionäre angemessen 
gewahrt. Die Verwaltung wird sich bei Festlegung des 
endgültigen Veräußerungspreises – unter Berücksichti-
gung der aktuellen Marktgegebenheiten – bemühen, 
einen etwaigen Abschlag vom Börsenkurs so niedrig wie 
möglich zu bemessen. Die Aktionäre haben grundsätz-
lich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch Kauf 
von Aktien über die Börse aufrecht zu erhalten, während 
der Gesellschaft im Interesse der Aktionäre weitere Hand-
 lungsspielräume eröffnet werden, um kurzfristig günstige 
Börsensituationen auszunutzen. Konkrete Pläne für das 
Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht.

Gesellschaft geschuldeten Bar-Vergütung eigene Aktien 
anzubieten. Hintergrund dieser Ermächtigung sind Über -
legungen des Aufsichtsrats, bereits fällige oder noch 
 fällig werdende Gehaltsbestandteile des Vorstands nicht 
in bar, sondern in Aktien der Gesellschaft zu vergüten.  
Der Vorteil eines solchen Vorgehens läge nicht nur in der 
Schonung der Liquiditätsreserven der Gesellschaft, son-
dern auch in der Schaffung eines weiteren Anreizes für 
den Vorstand, den Unternehmenswert durch besondere 
Leistungen zu steigern und damit im Interesse der Aktio-
näre und der Gesellschaft eine nachhaltige Kursentwick-
lung zu fördern. Einer wertmäßigen Verwässerung der 
bestehenden Aktienbeteiligungen wird dadurch entge-
gengewirkt, dass der Preis, welcher bei der Ermittlung 
der Zahl der zu übertragenden eigenen Aktien zugrunde 
gelegt wird, den am Tag der Angebotsunterbreitung 
durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs einer 
Aktie im elektronischen Xetra-Handel (oder einem ver-
gleichbaren Nachfolgesystem) der Deutsche Börse AG in 
Frankfurt am Main nicht wesentlich unterschreiten darf 
(ohne Erwerbsnebenkosten). 



 Der Vorstand wird die nachfolgende Hauptversammlung über 
die Ausnutzung der Ermächtigung unterrichten.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 
beträgt das Grundkapital der Gesellschaft EUR 15.327.552 und 
ist in 15.327.552 Inhaberstückaktien eingeteilt. Jede Aktie 
gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme, so dass die 
Gesamtzahl der Stimmrechte 15.327.552 beträgt. 

Teilnahme an der Hauptversammlung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung 
des Stimmrechts in der Hauptversammlung sind nur diejenigen 
Aktionäre berechtigt, die sich unter Vorlage eines Nachweises 
ihres Anteilsbesitzes bis zum Ablauf des 7. Tages vor der Haupt-
versammlung, also bis zum Ablauf des 30. Juni 2010 (letzter 
Anmeldetag) bei

ALBIS Leasing AG
c/o Deutsche Bank AG
- General Meetings -

Postfach 20 01 07
60605 Frankfurt am Main
Fax: +49 69 12012 86045

E-Mail: wp.hv@xchanging.com

in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache 
angemeldet haben.

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf den Beginn des 
21. Tages vor der Hauptversammlung, also auf Mittwoch, den 
16. Juni 2010, 0:00 Uhr, beziehen. Ein in Textform (§ 126b 
BGB) erstellter Nachweis des Anteilsbesitzes in deutscher oder 
englischer Sprache durch das depotführende Institut ist aus-



reichend. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die 
Veräußerbarkeit des Anteilsbesitzes einher. Auch im Fall der 
vollständigen oder teilweisen Veräußerung des Anteilsbesitzes 
nach dem Nachweisstichtag ist für die Teilnahme und den 
Umfang des Stimmrechts ausschließlich der Anteilsbesitz des 
Aktionärs zum Nachweisstichtag maßgeblich; d.  h. Veräußerun-
gen von Aktien nach dem Nachweisstichtag haben keine Auswir-
kungen auf die Berechtigung zur Teilnahme und auf den Umfang 
des Stimmrechts. Entsprechendes gilt für Zuerwerbe von Aktien 
nach dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstich-
tag noch keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär wer-
den, sind nicht teilnahme- und stimmberechtigt. Der Nachweis-
stichtag hat keine Bedeutung für die Dividendenberechtigung.

Aktionäre, die an der Hauptversammlung teilnehmen möchten, 
werden gebeten, ihr depotführendes Institut möglichst früh-
zeitig zu benachrichtigen. Das depotführende Institut schickt die 
Anmeldung und den Nachweis des Anteilsbesitzes in der erfor-
derlichen Form an die Anmeldestelle, welche die Eintrittskarten 
für die Hauptversammlung ausstellt.

Stimmrechtsvertretung

Aktionäre können sich bei der Ausübung ihres Stimmrechts 
durch einen Bevollmächtigten ihrer Wahl, auch durch ein Kredit   -
institut oder eine Vereinigung von Aktionären, vertreten lassen. 
Wir weisen darauf hin, dass auch zur Bevollmächtigung eine 
ordnungsgemäße Anmeldung und der Nachweis des Anteils -
besitzes erforderlich sind. Bei der Bevollmächtigung eines 
Kredit instituts, einer Aktionärsvereinigung oder einer diesen 
nach § 135 AktG gleichgestellten Person oder Institution können 
Besonderheiten gelten; die Aktionäre werden gebeten, sich in 
einem solchen Fall mit dem zu Bevollmächtigenden rechtzeitig 
wegen einer von ihm möglicherweise geforderten Form der Voll-
macht abzustimmen. 



Ein Formular für die Erteilung der Vollmacht gem. § 30a Abs. 1 
Nr. 5 WpHG befindet sich auf der Rückseite der Eintrittskarte, 
die den Aktionären nach der beschriebenen form- und fristge-
rechten Anmeldung zugeschickt wird und wird darüber hinaus 
von der Einberufung an auf der Internetseite der Gesellschaft 
zum Herunterladen zur Verfügung gestellt. Die Erteilung der Voll   -
macht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB).

Der Nachweis der Bevollmächtigung muss entweder am Tag der 
Hauptversammlung durch den Bevollmächtigten vorgewiesen 
werden oder durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft an 
 folgende Adresse erfolgen:

ALBIS Leasing AG
Hauptversammlung

Ifflandstraße 4, 22087 Hamburg
Fax: +49 40 808 100 109

E-Mail: hauptversammlung@albis-leasing.de

Die Gesellschaft bittet die Aktionäre die Bevollmächtigungen 
unter Verwendung der den Eintrittskarten beigefügten Formu lare 
aus abwicklungstechnischen Gründen bis spätestens 5. Juli 2010, 
24:00 Uhr MEZ an die oben genannte Adresse zu übersenden.

Ergänzungsanträge zur Tagesordnung auf Verlangen einer  
Min  der  heit gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den anteiligen Betrag von 
EUR 500.000 am Grundkapital erreichen, das entspricht min-
destens 500.000 Stückaktien, können schriftlich (§ 126 BGB) 
verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und 
bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine 
Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das schrift-



liche Verlangen muss der Gesellschaft unter der im nach-
folgenden Abschnitt angegebenen Adresse bis zum Ablauf des  
6. Juni 2010 (Sonntag) zugegangen sein.

Anträge und Wahlvorschläge nach §§ 126, 127 AktG

Aktionäre können der Gesellschaft Gegenanträge gegen Vor-
schläge von Vorstand und /oder Aufsichtsrat zu bestimmten 
Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvorschläge übersenden. 
Gegenanträge müssen mit einer Begründung versehen sein. 
Gegenanträge, Wahlvorschläge und sonstige Anfragen von 
Aktionären zur Hauptversammlung sind ausschließlich an 
folgende Adresse zu richten:

ALBIS Leasing AG
Hauptversammlung

Ifflandstraße 4, 22087 Hamburg
Fax: +49 40 808 100 109

E-Mail: hauptversammlung@albis-leasing.de

Anderweitig adressierte Anträge werden nicht berücksichtigt.

Bis spätestens zum Ablauf des Dienstag, den 22. Juni 2010, bei 
dieser Adresse mit Nachweis der Aktionärseigenschaft eingegan-
gene Gegenanträge und Wahlvorschläge werden den anderen 
Aktionären im Internet unter

http://www.albis-leasing.de/Hauptversammlung.203.0.html 

zugänglich gemacht. Eventuelle Stellungnahmen der Verwal-
tung wer  den ebenfalls unter der genannten Internetadresse 
  veröffentlicht.

Gemäß § 126 Abs. 2 AktG bzw. gemäß §§ 127, 126 Abs. 2 
AktG müssen Anträge und deren Begründung sowie die Wahl-



vorschläge in den dort aufgelisteten Fällen nicht zugänglich 
gemacht werden, z.  B. wenn sich dadurch der Vorstand straf-
bar machen würde oder wenn aufgrund des Antrags ein geset-
zes- oder satzungswidriger Beschluss der Hauptversammlung 
ergehen würde. Des Weiteren muss eine Begründung nicht 
zugänglich gemacht werden, wenn diese insgesamt mehr als 
5.000 Zeichen beträgt. Weiterhin müssen die Wahlvorschläge 
nicht zugänglich gemacht werden, wenn der Wahlvorschlag 
nicht den Namen, den ausgeübten Beruf und den Wohnort der 
zu wählenden Person bzw. der zu wählenden Personen enthält 
oder wenn keine Angaben der zu wählenden Person zu der 
Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichts-
räten bzw. in vergleichbaren in- und ausländischen Kontroll-
gremien erfolgt sind.

Auskunftsrecht des Aktionärs gemäß § 131 Abs. 1 AktG 

Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung 
vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesell-
schaft einschließlich der rechtlichen und geschäftlichen Bezie-
hungen zu verbundenen Unternehmen zu geben, soweit sie zur 
sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung 
erforderlich ist. Außerdem ist der Vorstand berechtigt, in 
be stimmten, im Aktiengesetz abschließend geregelten Fällen 
(§ 131 Abs. 3 AktG) die Auskunft zu verweigern, etwa weil die 
Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer 
Beurteilung geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbunde -
nen Unternehmen einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufügen.

Um die Hauptversammlung in einem zeitlich angemessenen 
Rahmen durchzuführen, ist der Vorsitzende der Versammlung 
beim Vorliegen einer Vielzahl von Wortmeldungen nach § 131 
Abs. 2 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 13 Abs. 3 der Satzung 
der Gesellschaft ermächtigt, das Frage- und Rederecht des 
Aktionärs zeitlich angemessen zu beschränken. 



Weitergehende Erläuterungen 

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre 
nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 AktG finden 
sich auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
http://www.albis-leasing.de/Hauptversammlung.203.0.html.

Hinweise auf die Internetseite der Gesellschaft

Ab Einberufung der Hauptversammlung werden nachfolgende 
Unterlagen auf der Internetseite der ALBIS Leasing AG unter 
http://www.albis-leasing.de/Hauptversammlung.203.0.html 
zugänglich gemacht:

    Festgestellter Jahresabschluss der ALBIS Leasing AG, 

    gebilligter Konzernabschluss, 

    Lagebericht der ALBIS Leasing AG und des Konzerns 
für das Geschäftsjahr 2009, 

   Bericht des Aufsichtsrats,

    der erläuternde Bericht des Vorstands zu den Angaben 
nach §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB und

    die gemäß § 124a AktG zu veröffentlichenden  
Informationen.

Die zugänglich zu machenden Unterlagen werden den Aktio-
nären auch während der Hauptversammlung am 7. Juli 2010 
zugänglich gemacht.

Hamburg, im Mai 2010

Der Vorstand
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